
Präambel Die Entwicklung der DDR

durch den Rest der Eigenständigkeit der Länder und die Selbstverwaltung der Gemeinden 
und Gemeindeverbände noch nicht restlos verwirklicht. Das Volkseigentum war trotz sei­
ner privilegierten Stellung noch nicht Strukturelement.

40 Die Verfassung trug also den Charakter eines Kompromisses zwischen der SED, die 
eine mehr in ihrem Sinne liegende Fassung gewünscht hatte, und den politischen Kräften, 
die die parlamentarische Demokratie als beste Staatsform ansahen und sie deshalb als 
Dauerzustand wünschten. Das wurde im Jahre 1968 auch in der DDR eingeräumt (Karl- 
Heinz Schöneburg, Verfassung und Gesellschaft, unter Hinweis auf nicht veröffentlichte 
Protokolle des Verfassungsausschusses des »Deutschen Volksrates«).

Die SED hatte die Institution des Präsidenten der Republik, das Zwei-Kammer-Sy- 
stem, die Wesensgarantie der Grundrechte und die Bindung der Staatsgewalt an die 
Grundsätze, die in der Verfassung zum Inhalt der Staatsgewalt erklärt sind, konzediert. 
Die anderen politischen Kräfte hatten auf das Prinzip der Gewaltenteilung in der Verfas­
sung verzichtet und das Blocksystem bei der Regierungsbildung zugestanden.

Wie die weitere Entwicklung lehrte, waren aber gerade diese Zugeständnisse verhäng­
nisvoll, denn sie erlaubten der SED, die Entwicklung in ihrem Sinne voranzutreiben, ohne 
den Widerstand von in der Verfassung vorgesehenen Institutionen fürchten zu müssen.

Trotzdem bleibt festzuhalten, daß die Verfassung von 1949 mit keinem Wort marxi­
stisch-leninistischen Geist zum Ausdruck brachte. Wenn sie trotzdem in diesem Geiste 
ausgelegt wurde, so beruht das darauf, daß die Verfassung von den Trägern der politi­
schen Gewalt in diesem Sinne ausgelegt wurde. Aus dem Text der Verfassung ergab sich 
ein Zwang zur Auslegung in diesem Geiste nicht. Die Wertentscheidungen des Marxis­
mus-Leninismus waren für die Interpretation nicht verbindlich (a. M. Georg Brunner, 
J.f.O., S. 90).

V. Von der antifaschistisch-demokratischen Ordnung zur sozialistischen 
Umwälzung

41 1. Verfassungswirklichkeit. Die antifaschistisch-demokratische Ordnung behielt also
auch nach Inkraftsetzen der Verfassung von 1949 ihr doppeltes Gesicht. Die Verfassung 
schrieb ein parlamentarisch-demokratisches System vor und enthielt föderalistische und 
rechtsstaatliche Züge. Die Verfassungswirklichkeit wurde jedoch weiter durch zwei Fak­
toren bestimmt, an deren Wirksamkeit auch das Inkrafttreten der Verfassung nichts än­
derte. Der eine war die oberste Gewalt der sowjetischen Besatzungsmacht, der andere das 
Blocksystem unter der Führung der SED. Der eine Faktor hing vom anderen ab. Das 
Blocksystem und insbesondere die Führung der SED darin waren eine Schöpfung der so­
wjetischen Besatzungsmacht.

Das doppelte Gesicht der antifaschistisch-demokratischen Ordnung wird auch im ande­
ren Teil Deutschlands zugegeben. Karl-Heinz Schöneburg (Verfassung und Gesellschaft,

S. 187, 191, 192) räumt ein, daß die Verfassung von 1949 in der damaligen Klassenkampf­
situation darauf verzichtet habe, den Inhalt der Volkssouveränität von den die Staatsmacht 
bestimmenden Klassen her ausdrücklich zu reflektieren. Der Charakter des antifaschi­
stisch-demokratischen Staates als Diktatur der Arbeiter-und-Bauern-Macht unter Beteili­
gung anderer Volksschichten - eine Bezeichnung für die »anti-imperialistische Volks-
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